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Aus Patientensicht problemlos
Die Spitäler versorgen die Bevölkerung mit qualitativ hochstehenden Leistungen, die Behandlungen sind neu bewertet, und die Rechnungen werden bezahlt.

Steht nun also mit der neuen Tarifstruktur für Spitalleistungen alles zum Besten? Leider nicht: Wir erleben eine eigentliche Tarifkrise. Von Carlo Conti und Thomas Heiniger

Nein, es wurden keine Patienten mit offenen Wun-
den nach Hause geschickt – und nein, es wurden
auch keine Patienten auf der Türschwelle des Spi-
tals aus Kostengründen abgewiesen. Auch die Prä-
mien sind dieses und nächstes Jahr nicht aus dem
Ruder geraten. Aus Sicht der Patienten und Ver-
sicherten dürfte also das erste Jahr der neuen Spi-
talfinanzierung ziemlich spurlos vorübergegangen
sein. Das ist gut so. Es haben auch andere Dinge
gut geklappt, wenn auch teilweise mit Nebengeräu-
schen. Knapp zeitgerecht stand die neue Tarif-
struktur für Spitalleistungen, welche die gemein-
nützige SwissDRG AG erarbeitet hat, zur Ver-
fügung. Die Kantone hatten bereits im Frühjahr
2011 den Schlüssel für die Aufteilung der Kosten
zwischen Krankenversicherern und Kantonen fest-
gelegt. Und neu können sich Grundversicherte
auch in anderen Kantonen behandeln lassen, und
der Wohnkanton bezahlt mit.

Kantone als Feuerwehr

Inzwischen sind auch anfängliche Schwierigkeiten
bei den Rechnungsstellungen der Spitäler an die
Versicherer behoben, auch wenn die flächen-
deckend elektronische Abrechnung noch zu wün-
schen übrig lässt. Kurz und gut: Die Spitäler versor-
gen die Bevölkerung mit qualitativ hochstehenden
Leistungen, die Behandlungen sind neu bewertet,
und die Rechnungen werden bezahlt. Steht also
alles zum Besten? Leider nicht. Hinter den Kulis-
sen klaffen die Theorie des neuen Krankenver-
sicherungsgesetzes (KVG) und die Praxis noch in

manchen Punkten auseinander, so dass insbeson-
dere den Kantonen die Aufgabe zukam und weiter
zukommt, vermittelnd und koordinierend einzu-
springen, damit die Einführung der neuen Spital-
finanzierung nicht ins Stocken gerät. Auf Anfang
dieses Jahres hatten die vom Gesetz vorgesehenen
Akteure – das heisst die Krankenkassen und Spitä-
ler als Tarifpartner – kaum Tarife ausgehandelt,
wie dies aber das KVG als Normalfall voraussetzt.
Wir erleben eine eigentliche Tarifkrise, und für
2013 ist leider noch keine Besserung in Sicht. In
einem solchen Fall müssen die Kantone einsprin-
gen und ersatzweise Tarife festsetzen. Sie mussten
dies für Hunderte von Tarifen tun.

Erschwerend kommt hinzu, dass die Kranken-
kassen heute nicht mehr als Verband den Spitälern
als Verhandlungspartner gegenüberstehen, son-
dern in mehrere Verhandlungsgemeinschaften auf-
geteilt sind, welche dann mit einem oder mehreren
Spitälern für dieselbe Leistung unterschiedliche
Preise auszuhandeln suchen. Die Verhandlungen
sind aus verschiedenen Gründen gescheitert.

So sind einige Begriffe im Gesetz auslegungs-
bedürftig: Was bedeutet beispielsweise, eine Leis-
tung «günstig und effizient» zu erbringen? Wie
hoch sind die Investitionskosten zu veranschlagen?
Oder die Kosten für Lehre und Forschung, für wel-
che die Universitäten bzw. die Kantone aufzukom-
men haben? Welche Spitäler sind für einen Wirt-
schaftlichkeitsvergleich heranzuziehen, damit
nicht Äpfel mit Birnen verglichen werden?

Die Kantone waren folglich gezwungen, sehr
rasch provisorische Tarife festzusetzen, damit ab
Januar 2012 überhaupt abgerechnet werden konn-

te und keine Liquiditätsengpässe für die Spitäler
entstanden. Nun ist in diesen Wochen und Mona-
ten nach Vorliegen der Stellungnahmen der Preis-
überwachung mit den definitiven Festsetzungen
der Tarife zu rechnen und – in Fällen von ausge-
handelten Tarifen – mit deren allfälliger Genehmi-
gung. Für die Kantone ist dies eine grosse Heraus-
forderung, müssen doch völlig neue und interpreta-
tionsbedürftige Rahmenbedingungen beachtet
werden.

Der Preis für eine Spitalleistung ist neu ein Voll-
kostenpreis. Er schliesst einerseits die Investitions-
kosten mit ein und umfasst andererseits auch den
Finanzierungsanteil des Kantons, der in der Regel
55 Prozent des Gesamtpreises beträgt. Der Kanton
muss also die Interessen der Versicherten (als Prä-
mienzahlende), der Bürgerinnen und Bürger (als
Steuerzahlende) und der Spitäler (zur langfristigen
Sicherstellung der Versorgung in der nötigen Qua-
lität) gleichermassen berücksichtigen und aufein-
ander abstimmen. Defizitgarantien oder Aus-
gleichszahlungen durch die Kantone sind in der
Regel nicht mehr vorgesehen.

Der genehmigte oder festgesetzte Preis hat da-
mit eine direkte Verbindung zur Versorgung. Ein
Spital mit mehrjährig ungedeckten Kosten wird
zum Sparen gezwungen (wobei hohe 80 Prozent
der Kosten Personalkosten sind), wird seine Leis-
tungspalette verkleinern müssen, oder es wird zur
Schliessung gezwungen. Solche Restrukturierungs-
prozesse in der Spitallandschaft sind vom Bundes-
gesetzgeber gewollt und mancherorts wohl auch
notwendig. Doch derartige Entwicklungen sollten
geordnet, nach klaren Spielregeln und nicht will-

kürlich durch unverantwortliche Preisbildungspro-
zesse erfolgen. Die Kantonsregierungen haben
deshalb bei der Tarifgenehmigung oder -festset-
zung als demokratisch legitimierte Organe eine
ihnen übertragene grosse Verantwortung wahrzu-
nehmen.

Notwendiger Ermessensspielraum

Die Gesundheitsdirektorenkonferenz hat mit ih-
ren «Empfehlungen zur Wirtschaftlichkeitsüber-
prüfung» dafür ein taugliches und differenziertes
Instrumentarium erarbeitet. Die Tarifstruktur
SwissDRG ist noch nicht derart differenziert, dass
schweizweit die Spitäler unbesehen ihrer Struktur
und ihres Leistungsspektrums über einen Leisten
geschlagen werden können. Auch kann nicht «der
günstigste Leistungserbringer» als Richtschnur
herangezogen werden. Ein solcher Benchmark
würde die grosse Mehrheit der Spitäler innert
Kürze in die Zahlungsunfähigkeit treiben.

Den Kantonsregierungen muss deshalb bei
ihren kommenden erstinstanzlichen Entscheiden
ein Ermessen zugestanden werden, damit eine effi-
ziente Leistungserbringung, die Verantwortung für
eine sichere und gute Versorgung und – wo not-
wendig – ein geordneter Restrukturierungsprozess
unter einen Hut gebracht werden können.
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Kriegsheld und Kriegsgewinnler
Der frühere kroatische Ministerpräsident Ivo Sanader ist verurteilt worden. Sein grösstes

Verdienst, die EU-Integration, besiegelte seinen Untergang. Von Cyrill Stieger

Der langjährige kroatische Ministerpräsident Ivo
Sanader ist tief gefallen. Er wurde in einem ersten
Prozess in Zagreb wegen Korruption und Amts-
missbrauchs verurteilt. Einer der Vorwürfe lautete,
er habe als stellvertretender Aussenminister in den
Jahren 1994 und 1995, also während des serbisch-
kroatischen Krieges, von der österreichischen Bank
Hypo Alpe Adria illegale Provisionen kassiert. Als
Gegenleistung habe er der Bank in Kroatien zu
einem privilegierten Status verholfen. Die Staats-
anwaltschaft bezeichnete in der Anklageschrift
Sanader ausdrücklich als Kriegsgewinnler.

Penetranter Triumphalismus

Nur wenige Tage zuvor war der ehemalige General
Ante Gotovina, einer der Kommandanten bei der
Rückeroberung der von den aufständischen Serben
besetzten Gebiete Kroatiens im August 1995, von
der Berufungskammer des Uno-Kriegsverbrecher-
tribunals freigesprochen worden. Als Held kehrte
Gotovina, der über zehn Jahre wegen Kriegsverbre-
chen verfolgt wurde, nach Hause zurück. Sanader,
der eine Hauptrolle bei der Festnahme Gotovinas
gespielt hatte, wird als Kriegsgewinnler an den
Pranger gestellt und muss ins Gefängnis. Gotovina
ist nun auch offiziell ein grosser Patriot und kein
Verbrecher mehr. Sanader, einst Hoffnungsträger
und Liebling westlicher Politiker, ist jetzt ein Ver-
brecher. Hohn und Spott ergiesst sich in den kroati-
schen Medien über die proeuropäischen Politiker,
die für die Festnahme Gotovinas verantwortlich ge-
macht werden. Die gleichen Kritiker, die das Uno-
Tribunal als antikroatische Institution verunglimpf-
ten, erklären nun, das Gericht habe mit dem Frei-
spruch kroatische Geschichte geschrieben, die in
den Lehrbüchern berücksichtigt werden müsse.

Für Aussenstehende ist der vor Selbstgerechtig-
keit triefende und auf eine unnötige Demütigung
der Serben angelegte Triumphalismus unerträglich.
Kroatien stehe als einziges der in die Kriege der
neunziger Jahre verwickelten Länder «völlig rein»
da, heisst es in einem Zeitungskommentar. Schliess-
lich sei kein einziger Kroate vom Tribunal verurteilt
worden. Der Krieg mit Serbien sei mit dem Frei-
spruch der Generäle und damit der Reinwaschung
des ganzen kroatischen Volkes zu Ende gegangen.
Ein für alle Mal stehe fest: Kroatien habe sich ver-
teidigt, Serbien sei der Aggressor, Kroatien habe ge-
wonnen, Serbien verloren. Kroatien brauche keine
Versöhnung mit Serbien. Vielmehr müsse Belgrad
um Entschuldigung bitten. Zagreb könne, wenn es

wolle, als Sieger im Krieg grossmütig verzeihen.
Sanader und Gotovina, deren Schicksale miteinan-
der verflochten sind, standen einst auf der gleichen
Seite. Sanader hatte in den neunziger Jahren die
kroatische Kriegsführung vehement verteidigt. Als
erste Kritik aufkam, stellte er sich voll und ganz hin-
ter Gotovina. Später erklärte er, die beschuldigten
Generäle hätten keine Verbrechen begangen und
Kroatien werde niemals gegen sie vorgehen.

Seine Haltung änderte er erst, nachdem er 2003
Ministerpräsident geworden war. Die EU hatte
eine weitere Integration von der vollständigen Zu-
sammenarbeit mit dem Uno-Tribunal abhängig ge-
macht. Der im Lande weitherum als Kriegsheld ver-
ehrte Gotovina sowie zwei andere Generäle, die
vom Tribunal angeklagt worden waren, mussten ge-
fasst werden. Sie stellten ein grosses Hindernis auf
dem Weg in die EU dar. Ohne Sanader wäre Goto-
vina womöglich nie verhaftet und nach Den Haag
ausgeliefert worden. Entscheidend dafür war, dass
er sich gegen Nationalisten in Geheimdienst, Polizei
und Armee, die ihre schützende Hand über Goto-
vina gehalten hatten, durchsetzen konnte.

Grosse Verdienste der EU

Es war gerade die Politik der Annäherung an die
EU, die den Untergang Sanaders besiegelte. Mit
seinem grössten politischen Erfolg, der Aufnahme
der Beitrittsgespräche mit Brüssel, schuf der pro-
europäische Sanader erst die Voraussetzungen für
seinen Fall. In dem Masse, wie die Unabhängigkeit
der Justizorgane im Zuge der EU-Integration gefes-
tigt wurde, kamen auch immer mehr Korruptions-
fälle ans Tageslicht. Es war dann auch das Verdienst
von Jadranka Kosor, die nach dem abrupten Ab-
gang Sanaders von der politischen Bühne im Jahre
2009 die Regierungsspitze übernahm, dass sie – vor
allem unter dem Druck der EU – die Korruption
noch entschiedener bekämpfte und der Staats-
anwaltschaft bei den Ermittlungen gegen kriminelle
Machenschaften und korrupte Netzwerke auch aus
dem Umfeld der regierenden Partei keine Knüppel
mehr zwischen die Beine warf, wie das Sanader ge-
tan hatte. Das löste die Lawine aus, die den einst
mächtigen Regierungschef in den Abgrund riss.

Sanader hatte 2008 in einem Interview mit dieser
Zeitung erklärt, dass in Kroatien niemand unantast-
bar sei. Wer das Gesetz breche, müsse bestraft wer-
den. Das gilt nun auch für ihn, den ehemaligen
Ministerpräsidenten. Dass es so weit kam, ist vor
allem das Verdienst der Europäischen Union.

Banker zur Verantwortung ziehen
Die Haftstrafe für den ehemaligen UBS-Händler Adoboli ist gerechtfertigt.

Er hat elementare Regeln verletzt und die Bank in Gefahr gebracht. Von Peter Rásonyi

Die von einer drastischen Schrumpfung gezeich-
nete Investmentbank der UBS in London hat
schwere Tage hinter und noch manche ebensolche
vor sich. Doch am Dienstag konnten die Verant-
wortlichen aufatmen. Die Verurteilung von Kweku
Adoboli, dem früheren Nachwuchsstar im Handels-
raum der Bank beim Bahnhof Liverpool Street, ist
eine gute Nachricht für die UBS. Sie war zwar offi-
ziell nur Prozessbeobachterin und verhielt sich
während des mehr als zwei Monate dauernden Ge-
richtsverfahrens absolut still. Auch zum Urteil äus-
serte sie sich bloss mit einem nichtssagenden Zwei-
zeiler. Doch es ist klar, dass die Bank auf eine Ver-
urteilung des heute 32-jährigen Händlers hoffte und
die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft tatkräftig
unterstützte. So lässt es sich leichter argumentieren,
die Bank sei Opfer eines kriminellen Einzeltäters
geworden, was den besten Häusern passieren kön-
ne. Die Scham über den erlittenen Handelsverlust
von 2,3 Milliarden Dollar lässt sich besser ertragen.

Kein «normales» Verhalten eines Bankers

Das Gericht hat die Sichtweise der Bank gestützt.
Die zehn Geschworenen kamen zum Schluss, dass
Adoboli die Bank unter Missbrauch seiner Vertrau-
ensposition in unehrlicher Absicht geschädigt habe.
Dafür wurde er zu sieben Jahren Haft verurteilt.

Adobolis Verteidiger hatten dagegen argumen-
tiert, ihr Mandant habe zwar Fehler begangen, doch
das habe zum normalen Bankgeschäft gehört. Die
Kollegen, die Vorgesetzten, das ganze Umfeld des
Handelsraums hätten über Adobolis Falschbuchun-
gen, das Verschieben von Gewinnen und das Über-
schreiten von Handelslimiten Bescheid gewusst. Sie
hätten dies geduldet und den Jungbanker gar impli-
zit dazu ermuntert, solange er aussergewöhnliche
Gewinne erzielte. Die Verteidigung suchte dabei
unverblümt aus den vielen Bankskandalen der letz-
ten Zeit und aus dem verbreiteten Unmut gegen-
über «Bankstern» Profit zu schlagen.

Diese Verteidigungsstrategie war der einzige
Strohhalm, an den sich Adoboli klammern konnte,
denn er hatte unmittelbar nach der Aufdeckung der
Verluste am 14. September 2011 seine Lügen und
Regelverstösse gegenüber Bankverantwortlichen
und der Polizei gestanden und sich selbst als Einzel-
täter dargestellt. Erst später versuchte ein neues
Verteidigerteam das Umfeld seiner Taten neu zu
zeichnen. Wären die Verteidiger damit bei der Jury
durchgekommen, hätte ein Freispruch verheerende
Signale nicht nur über die UBS, sondern an die ge-

samte Londoner City ausgesandt. Adobolis Regel-
verstösse, Fälschungen und Lügen hätten dann als
Regelfall der City gegolten, als Verhalten, das ein-
fach zum Job eines erfolgreichen Traders gehöre.
Wie würden sich die Investmentbanken mit so
einem Urteil in der Öffentlichkeit präsentieren?
Und wie könnten sie ihre nach Boni jagenden Mit-
arbeiter künftig unter Kontrolle halten, wenn selbst
so eklatante und unbestrittene Verstösse wie jene
Adobolis Straffreiheit für den Täter bedeuteten?

Abschreckendes Zeichen in der City

Adobolis Strafverteidiger Charles Sherrard hat im
Schlussplädoyer die Anklage sowie die UBS unfai-
ren Verhaltens bezichtigt. Er behauptete, die Bank
habe Mitarbeiter eingeschüchtert und ihnen verbo-
ten, sich kritisch über die Bank zu äussern. Diese
Vorwürfe wurden entkräftet; ein UBS-Rechts-
experte stellte klar, dass alle Mitarbeiter frei waren,
vor Gericht auszusagen. Störend bleibt, dass Ado-
bolis drei Kollegen am Handelsdesk ein Dreiviertel-
jahr lang von den Machenschaften wussten und sie
nicht meldeten. Sie kommen straffrei davon, was
kritische Fragen aufwirft, Adoboli aber nicht entlas-
tet. Trotz den oft komplizierten Zusammenhängen
und der schwerverständlichen Sprache der City-
Trader gelang es dank der umsichtigen und fairen
Führung durch Oberrichter Brian Keith, ein konzi-
ses Bild der Vorfälle zu rekonstruieren. Adoboli hat
systematisch Fehlbuchungen vorgenommen, seine
Handelslimiten bis um mehr als das Hundertfache
überschritten, die Bank damit ungeschützten Han-
delspositionen von bis zu 12 Milliarden Dollar aus-
gesetzt und schliesslich einen Verlust von 2,3 Mil-
liarden Dollar verursacht.

Mit dem Urteil wird ein eigennützig, überheblich
und verantwortungslos gegen elementare Bank-
regeln verstossender Banker zur Rechenschaft ge-
zogen. Die City of London Police warb damit für
ihre Fähigkeit, auch komplexe Betrugsfälle in der
Finanzwelt erfolgreich zu verfolgen. Sie forderte die
Finanzinstitute auf, Verstösse vermehrt zu melden.
Nur wenn Betrügereien konsequent verfolgt wer-
den – auch wenn sie nicht zu Milliardenverlusten
führen –, können Regeln und Gesetze wirksam
durchgesetzt werden. Allzu oft kommen auf Ab-
wege geratene Banker mit einer stillen fristlosen
Entlassung davon. Die Bank schützt damit ihren
Ruf, doch das Fehlen der abschreckenden Wirkung
einer Gefängnisstrafe kann sich längerfristig als
kostspielig erweisen.


